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Bremische Bürgerschaft behinderter Menschen   
 
LANDTAG DRUCKSACHE 30/14 
30. WAHLPERIODE  5. Dezember 2025 
 
 
 
Thema: Schaffung einer öffentlich zugänglichen Sterbefallstatistik in Bremer 

Psychiatrien 
 
Beschlussvorschlag der Fraktion: LVPE Bremen e.V. 
 
 
Das 30. Bremer Behindertenparlament möge beschließen: 
 
Bürgerschaft und Senat werden aufgefordert, jährlich eine Statistik über Todesfälle in 
psychiatrischen Einrichtungen in Bremen vorzulegen. 
Diese Statistik soll transparent und öffentlich zugänglich sein.  

Das Bremer Behindertenparlament schließt sich den Forderungen des Bundesverbandes 
Psychiatrie-Erfahrener (BPE) e.V. an, der seit Jahren eine bundesweite Todesfallstatistik 
für deutsche Psychiatrien fordert.  

Auf Nachfrage bei Parteien, z.B. 2021, unterstützten die Grünen, die Linken und die SPD 
die Forderungen des BPE nach Todesfallstatistiken auf Bundesebene. (1) Hiermit fordern 
wir das Land Bremen auf, diesbezüglich zu handeln. 

 

Begründung: 

In Deutschland sterben jedes Jahr mehrere tausend Menschen in psychiatrischen 
Kliniken. Im Jahr 2023 waren es 2757 tote Erwachsene in der Erwachsenenpsychiatrie 
und acht tote Kinder in der Kinder- und Jugendpsychiatrie. Die Todesfälle steigen 
kontinuierlich an. (2010: 1747, 2015: 1.879, 2020: 2198 Todesfälle. (2)  

Bisher gibt es keine zentrale, öffentlich zugängliche Statistik darüber, wie viele Menschen 
in psychiatrischen Einrichtungen in den einzelnen Bundesländern sterben und in welchen 
Situationen sich die Todesfälle ereignen. Während einer Fixierung, Zwangsmaßnahme 
oder ob sich Todesfälle im Kontext von Psychopharmaka-Vergaben ereignen. Auch 
Suizid- und Psychopharmaka-bedingte Todesfälle bleiben unsichtbar. Wir fordern auch, 
dass Todesfälle bis zu zwölf Monate nach einem Klinikaufenthalt erfasst werden. 
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Ohne lückenlose Dokumentationspflichten bezüglich Todesfällen in Krankenhäusern und 
klaren Zahlen kann keine öffentliche Kontrolle stattfinden. Die Gesellschaft hat ein Recht 
auf Transparenz. Eine unabhängige Erhebung von Todesfällen in psychiatrischen 
Einrichtungen schafft Vertrauen und hilft, Missstände, Fehler, Gewalt und vermeidbare 
Todesfälle aufzudecken und macht es möglich bessere Schutzmaßnahmen zu installieren 
und Todesfälle zu vermeiden.  

 

Forderungen: 

1. Die Einführung einer landesweiten öffentlich zugänglichen Todesfallstatistik für das 
Land Bremen als Teil einer bundesweiten Todesfallstatistik für psychiatrische 
Einrichtungen, auch für Wohnheime und ähnliche psychiatrische ambulante 
Wohneinrichtungen. 

Diese soll eine detaillierte Aufschlüsselung der Todesumstände (z. B. natürliche 
Ursachen, Suizid, Zwangsmaßnahmen, Medikamentenwirkung, körperliche Fixierung) 
beinhalten. Ebenfalls sollen Todesfälle bis zu zwölf Monate nach einem Klinikaufenthalt 
erfasst werden. 

2. Die unabhängige, dauerhafte Erhebung und Auswertung der Daten durch eine 
neutrale Stelle. 

3. Jährliche Veröffentlichung der Ergebnisse in verständlicher Form und dazu 
Veröffentlichung von Bemühungen, die zur Gewaltvermeidung gegenüber den 
Patient*innen erarbeitet wurden. 

4. Durchführung von Obduktionen und toxikologischen Untersuchungen bei jedem 
Todesfall. 

5. Ebenfalls fordern wir ein öffentliches Register über jegliche Zwangsmaßnahmen und 
Fixierungen in psychiatrischen Einrichtungen. 

 

Quellen: 

(1) LBRS Ausgabe 4, Seite 12, (9/2021), https://bpe-online.de/wp-
content/uploads/2021/12/LBRS_Ausgabe_04.pdf 

(2) Statistisches Bundesamt, Grunddaten der Krankenhäuser 

 
 
 
Für die Abgeordneten des 30. Behindertenparlamentes: Julia Benz 
 
Schriftliche Stellungnahme wird bis zum 31. März 2026 an den AK-Protest erbeten 
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